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Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 20. Aprii 1977 

zwischen der Bundesrepublik Deutschiand und der Republik Österreich 

über den Veriauf der gemeinsamen Staatsgrenze 

im Grenzabschnitt „Dreieckmark-Dandlbachmündung“ 

und in einem Teil des Grenzabschnittes „Scheibelberg-Bodensee“ 

sowie über Befugnisse der Grenzkommission 


A. Zielsetzung 

Die zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Österreich bestehende Staatsgrenze hat durch den Grenzvertrag 
vom 29. Februar 1972 (BGBl. 1975 II S. 765) eine neue einheit- 
liche Rechtsgrundlage erhalten. Der Grenzvertrag sieht vor, in 
Zusatzverträgen kleinere Grenzkorrekturen vorzunehmen. Mit 
dem Vertrag vom 20. April 1977 wird die Staatsgrenze in 2 
Grenzabschnitten neu festgelegt sowie in die Zuständigkeit der 
Grenzkommission ein Vorschlagsrecht für Grenzänderungen 
aufgenommen. 

B. Lösung 

Der Entwurf entspricht der Zielsetzung: Verabschiedung des 
Zustimmungsgesetzes. Der Vertrag bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes der Zustimmung der für die Bundes- 
gesetzgebung zuständigen Körperschaften in der Form eines 
Bundesgesetzes. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Geringfügige Kosten können durch die Notwendigkeit der sich 
aus dem Vertrag ergebenden Neuvermarkung der Staatsgrenze 
entstehen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
14 (21) — 101 01 — Ve 44/78 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 20. April 1977 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich über 
den Verlauf der gemeinsamen Staatsgrenze im Grenzabschnitt „Drei- 
eckmark-Dandlbachmündung" und in einem Teil des Grenzabschnitts 
„Scheidelberg-Bodensee" sowie über Befugnisse der Grenzkommission 
mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizu- 
führen. 

Der Wortlaut des Vertrages sowie die Denkschrift hierzu sind bei- 
gefügt. 

Federführend ist der Bundesminister des Auswärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 459. Sitzung am 2. Juni 1978 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Schmidt 


Drucksache 8/1904 


Bonn, den 12. Juni 1978 
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Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 20. April 1977 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 

über den Verlauf der gemeinsamen Staatsgrenze 

im Grenzabschnitt „Dreieckmark-Dandlbachmündung“ 

und in einem Teil des Grenzabschnittes „Scheibelberg-Bodensee“ 

sowie über Befugnisse der Grenzkommission 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

(1) Dem in Bonn am 20. April 1977 Unterzeichne- 
ten Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Republik Österreich über den Ver- 
lauf der gemeinsamen Staatsgrenze im Grenzab- 
schnitt „Dreieckmark-Dandlbachmündung" und in ei- 
nem Teil des Grenzabschnittes „Scheibelberg-Boden- 
see" sowie über Befugnisse der Grenzkommission 
wird zugestimmt. 

(2) Der Vertrag wird nachstehend mit einer 
Übersichtskarte des betreffenden Grenzabschnittes 
„Dreieckmark-Dandlbach" und des Teilabschnittes 
Inn der Sektion I des Grenzabschnittes „Scheibel- 
berg-Bodensee" veröffentlicht. Die in den Artikeln 1, 
2, 4 und 5 genannten Anlagen liegen beim Auswär- 
tigen Amt (Politisches Archiv) und beim Bayeri- 
schen Landesvermessungsamt sowie — in dem die 
jeweiligen Grenzabschnitte betreffenden Umfang — 
bei den für diese Grenzabschnitte jeweils zuständi- 
gen staatlichen Vermessungsämtern zur Einsicht be- 
reit. 

Artikel 2 

In den Gebietsteilen, die nach Artikel 1 Abs. 1 
des Vertrages der Bundesrepublik Deutschland zu- 
fallen, treten mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Vertrages die in den Regierungsbezirken Ober- 
bayern und Niederbayern geltenden Vorschriften 


des Bundesrechts in Kraft. Gleichzeitig tritt das 
österreichische Recht in diesen Gebietsteilen außer 
Kraft. 

Artikel 3 

(1) Die Regierung des Landes Bayern wird er- 
mächtigt, für die nach dem Vertrag der Bundes- 
republik Deutschland zufallenden Gebietsteile durch 
Rechtsverordnung 

1. Vorschriften darüber zu treffen, in welcher Weise 
Rechte, deren Inhalt sich nach österreichischem 
Recht bestimmt, in das Grundbuch eingetragen 
und in der Zwangsvollstreckung behandelt wer- 
den, 

2. Vorschriften zur Überleitung solcher Rechte an 
Grundstücken zu treffen, die in vergleichbare 
Einrichtungen des deutschen Rechts übergeleitet 
werden können. 

(2) Die Regierung des Landes Bayern kann die 
Ermächtigung auf die Landesjustizverwaltung über- 
tragen. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 

Artikel 5 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Ar- 
tikel 13 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da er sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Der Vertrag berührt die besonderen Verhältnisse 
des Landes Bayern. Das Land ist gemäß Artikel 32 
Abs. 2 des Grundgesetzes rechtzeitig gehört worden. 
Es hat dem Abschluß des Vertrages zugestimmt. 

Zu Artikel 2 

Die in Artikel 1 Abs. 1 des Vertrages bestimmte Ab- 
tretung der dort bezeichneten Gebiete an die Bun- 
desrepublik Deutschland hat zur Folge, daß diese 
Gebiete mit dem Inkrafttreten dieses Vertrages 
unter die Hoheitsgewalt der Bundesrepublik 
Deutschland fallen. Artikel 2 des Zustimmungsge- 
setzes bestimmt demzufolge, daß mit dem Inkraft- 
treten des Vertrages das in den Regierungsbezirken 
Oberbayern und Niederbayern geltende Bundes- 
recht gilt. Das österreichische Recht tritt außer 
Kraft, über die Einführung des bayerischen Landes- 
rechts befindet, soweit erforderlich, das Land 
Bayern. 

Zu Artikel 3 

Die Vorschrift hat Vorbilder in Artikel 4 des Ge- 
setzes vom 10. Juni 1963 zu dem Vertrag vom 
8. April 1960 zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Königreich der Niederlande zur Rege- 
lung von Grenzfragen und anderen zwischen beiden 
Ländern bestehenden Problemen (Ausgleichsver- 
trag, BGBl. 1963 II S. 458) und in Artikel 3 des Ge- 
setzes vom 19. Juli 1967 zu dem Vertrag vom 23. No- 
vember 1964 zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 


land und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Bereinigung der Grenze im Abschnitt 
Konstanz-Neuhausen am Rheinfall (BGBl. 1967 II 
S. 2040). Eine solche Regelung erscheint zweck- 
mäßig, damit die Fragen, die sich im Zusammenhang 
mit der grundbuchrechtlichen Behandlung für die 
in die Hoheitsgewalt der Bundesrepublik Deutsch- 
land übergehenden Grundstücke möglicherweise 
ergeben, durch die Landesregierung oder durch die 
Justizverwaltung des Landes Bayern, das allein be- 
troffen ist, durch Rechtsverordnung geregelt werden 
können. 

Zu Artikel 4 

Der Vertrag soll auch auf das Land Berlin Anwen- 
dung finden; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grund- 
gesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag 
nach seinem Artikel 13 Abs. 2 in Kraft tritt, im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Beim Bund und beim Land Bayern können sich ge- 
ringfügige Kosten durch die vertragsbedingte Not- 
wendigkeit einer Neuvermarkung der Staatsgrenze 
in den durch den Vertrag erfaßten Grenzabschnitten 
ergeben. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich 
über den Verlauf der gemeinsamen Staatsgrenze 
im Grenzabschnitt „Dreieckmark-Dandlbachmündung" 
und in einem Teil des Grenzabschnittes „Scheibelberg-Bodensee" 
sowie über Befugnisse der Grenzkommission 


Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
und 

der Bundespräsident der Republik Österreich 

in dem Wunsch, den Verlauf der gemeinsamen Staats- 
grenze im Grenzabschnitt „Dreieckmark-Dandlbachmün- 
dung" im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 Ziffer 1 des Ver- 
trages vom 29. Februar 1972 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über die ge- 
meinsame Staatsgrenze (im folgenden „Vertrag vom 
29. Februar 1972" genannt) neu festzulegen, den Grenz- 
verlauf im Teilabschnitt Inn des Grenzabschnittes „Schei- 
belberg-Bodensee" klarzustellen, sowie Befugnisse der 
nach Artikel 19 des Vertrages vom 29. Februar 1972 
bestellten Grenzkommission zu regeln, 

sind übereingekommen, einen Vertrag zu schließen, 

und haben zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
den Staatssekretär des Auswärtigen Amts, 

Herrn Dr. Walter Gehlhoff, 

der Bundespräsident der Republik Österreich 
den a. o. und bev. Botschafter, 

Herrn Dr. Willfried G r e d 1 e r. 

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch ihrer in 
guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten fol- 
gendes vereinbart: 

Artikel 1 

(1) Der Verlauf der Staatsgrenze zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Österreich wird 
im Grenzabschnitt „Dreieckmark-Dandlbachmündung" 
durch die Beschreibung der Staatsgrenze (Anlage 1), das 
Koordinatenverzeichnis der Grenzzeichen (Anlage 2) und 
durch die Grenzkarte im Maßstab 1 : 2000 (Anlage 3 — 
vierzig Kartenblätter) bestimmt. 

(2) Die im Absatz 1 genannten Anlagen bilden in ihrer 
Gesamtheit das Grenzurkundenwerk für den Grenz- 
abschnitt „Dreieckmark-Dandlbachmündung" . 

Artikel 2 

Die Gebietsteile, die infolge der durch Artikel 1 Ab- 
satz 1 festgelegten Änderungen des Verlaufes der ge- 
meinsamen Staatsgrenze dem anderen Vertragsstaat zu- 
fallen und ein Flächenausmaß von insgesamt je 3 234 m^ 
haben, sind in den beigeschlossenen 25 Situationsplänen 
im Maßstab 1 : 500 dargestellt und hinsichtlich ihres Flä- 
chenausmaßes in den zugehörigen Flächenverzeichnissen 
ausgewiesen (Anlage 4). 


Artikel 3 

(1) Die Gebietsteile, die der Republik Österreich zu- 
fallen, gehen mit dem Inkrafttreten dieses Vertrages in 
das Eigentum der Republik Österreich (Bund) über. 

(2) Die Gebietsteile, die der Bundesrepublik Deutsch- 
land zufallen, gehen mit dem Inkrafttreten dieses Ver- 
trages in das Eigentum der Bundesrepublik Deutschland 
über. Ausgenommen hiervon ist der zwischen den Grenz- 
punkten N 153 und N 158 der Sektion III liegende Ge- 
bietsteil mit dem Flächenausmaß von 642 m^, der im 
Situationsplan Nr. 25 mit der Nr. 15 bezeichnet ist. Die 
an diesem Gebietsteil bestehende Dienstbarkeit einer 
Hochspannungsleitung sowie die bestehenden Eigentums- 
rechte und anderen privaten Rechte bleiben gewahrt. 

(3) An den Gebietsteilen, die den Vertragsstaaten zu- 
fallen, erlöschen alle bestehenden privaten Rechte,- dies 
gilt nicht für den im Absatz 2 Satz 2 genannten Gebiets- 
teil. Der Vertragsstaat, innerhalb dessen Hoheitsgebiet 
sich die Gebietsteile vor dem Inkrafttreten dieses Ver- 
trages befanden, wird den bisher Berechtigten eine ange- 
messene Entschädigung in Geld gewähren, soweit dieser 
Vertragsstaat deren Ansprüche nicht anderweitig abgilt. 
Gegen den Vertragsstaat, dem Gebietsteile zufallen, be- 
stehen keine Entschädigungsansprüche. 

(4) Haben in einem Gebietsteil, der dem anderen Ver- 
tragsstaat zufällt, Wasserleitungs-, Wassernutzungs- oder 
Fischereirechte bestanden oder sind solche Rechte im 
Zug der Vorbereitung des Gebietsüberganges abgelöst 
worden, so wird dieser Vertragsstaat bemüht sein, daß 
dem bisher Berechtigten erforderlichenfalls ein entspre- 
chendes Nutzungsrecht eingeräumt wird; dies gilt auch 
zugunsten des bisherigen Eigentümers eines Gebiets- 
teiles, der im Zeitpunkt des Eigentumsüberganges (nach 
Absatz 2 Satz 1) oder der Eigentumsübertragung (im Zug 
der Vorbereitung des Gebietsüberganges) auf dem be- 
treffenden Gebietsteil eine Wasserleitung hatte oder 
sonst Wasser genutzt hat. 

(5) Zum Ausgleich dafür, daß der im Absatz 2 Satz 2 
genannte Gebietsteil nicht in das Eigentum der Bundes- 
republik Deutschland übergeht, zahlt die Republik Öster- 
reich innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten die- 
ses Vertrages 1 000, — DM (eintausend Deutsche Mark) 
an die Bundesrepublik Deutschland. 

Artikel 4 

(1) Im Teilabschnitt Inn der Sektion I des Grenz- 
abschnittes „Scheibelberg-Bodensee" verläuft die Staats- 
grenze 

vom Grenzpunkt Nr. 129 geradlinig in Richtung zum 

Weiser Nr. 129 bis zum Schnitt dieser Geraden mit dem 

Talweg des Flusses, 
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von da ab im Talweg flußaufwärts bis zu seinem 
Schnitt mit der Geraden zwischen dem Weiser Nr. 1 
(Süd) am rechten Ufer des Inns und dem Grenzpunkt 
Nr. 1 der Sektion II und 

von da ab geradlinig zum Grenzpunkt Nr. 1 der Sek- 
tion II. 

(2) Die Vertragsstaaten verstehen unter dem Talweg 
im Sinn des Absatzes 1 die kontinuierlich verlaufende 
Verbindungslinie der jeweils tiefsten Punkte der Fluß- 
sohle. Als Flußsohle gilt die zwischen der unteren Be- 
grenzung der beiderseitigen Uferböschungen liegende 
Fläche. 

(3) Die Staatsgrenze folgt allen natürlichen und künst- 
lichen Veränderungen des Talweges, soweit dieser inner- 
halb der Flußsohle verbleibt, wie sie im „Plan des Teil- 
abschnittes Inn" im Maßstab 1 : 5000 (Anlage 5 — sechs 
Blätter) festgelegt ist. In diesem Plan ist auch die Lage 
der im Absatz 1 genannten Grenzpunkte und Weiser 
dargestellt. 

Artikel 5 

Die in den Artikeln 1, 2 und 4 genannten Anlagen 
sind Bestandteile dieses Vertrages. 

Artikel 6 

Die Vertragsstaaten sind sich darüber einig, daß mit 
Ausnahme der in den Situationsplänen (Anlage 4) dar- 
gestellten Grenzänderungsstrecken durch das im Artikel 1 
Absatz 2 genannte Grenzurkundenwerk die bei Inkraft- 
treten dieses Vertrages geltende Staatsgrenze nicht ge- 
ändert werden soll. Sofern Abweichungen dieses Grenz- 
urkundenwerkes von der bei Inkrafttreten dieses Ver- 
trages geltenden Staatsgrenze festgestellt werden, wer- 
den die Vertragsstaaten Verhandlungen mit dem Ziel 
einer entsprechenden Änderung des Grenzurkunden- 
werkes aufnehmen. 

Artikel 7 

Die nach Artikel 19 des Vertrages vom 29. Februar 
1972 bestellte ständige gemischte Grenzkommission ist 
im Rahmen ihrer Aufgaben auch befugt, den Regierungen 
der Vertragsstaaten erforderlichenfalls Grenzänderungen 
vorzuschlagen. Dies gilt insbesondere auch für die Aus- 
arbeitung des für den Grenzabschnitt „Scheibelberg- 
Bodensee" vorgesehenen neuen Grenzurkundenwerkes 
(Artikel 2 Absatz 2 Ziffer 3 und Artikel 29 des Vertrages 
vom 29. Februar 1972). 


Artikel 8 

Die Bestimmungen des Vertrages vom 29. Februar 1972 
bleiben unberührt; Artikel 6 Absatz 1 ist jedoch für die 
Gewässer, in die durch Artikel 1 Absatz 1 des vorliegen- 
den Vertrages die Staatsgrenze verlegt wird, mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß für die Erhaltung der Lage 
dieser Gewässer der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Vertrages gilt. 

Artikel 9 

Bei Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung 
und die Anwendung dieses Vertrages sind die Bestim- 
mungen des Artikels 32 des Vertrages vom 29. Februar 
1972 anzuwenden. 

Artikel 10 

Dieser Vertrag ist unkündbar. Der Artikel 7 dieses 
Vertrages tritt jedoch in dem Zeitpunkt außer Kraft, in 
dem Artikel 19 des Vertrages vom 29. Februar 1972 außer 
Kraft tritt. 

Artikel 11 

Mit dem Inkrafttreten dieses Vertrages verlieren die 
mit ihm in Widerspruch stehenden Bestimmungen älterer 
Verträge, insbesondere 

1. des Vertrages zwischen Ihrer kaiserlich-königlichen 
apostolischen Majestät und dem Fürstbischof von Pas^ 
sau „wegen reciprocirlicher Abtretung quoad ius su- 
prematus einiger dies- und jenseitiger Landes-Bezirke" 
vom 25. Oktober 1765 und 

2. der Beschreibung der neuen Landesgrenz-Ausmarkung 
zwischen dem Erzherzogtum Österreich ob der Enns 
und dem Hochstift Passau vom 21. November 1765 

ihre Gültigkeit. 

Artikel 12 

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der Republik Österreich inner- 
halb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Ver- 
trages eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikeln 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifika- 
tionsurkunden sollen so bald wie möglich in Wien aus- 
getauscht werden. 

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des dritten dem 
Austausch der Ratifikationsurkunden folgenden Kalender- 
monats in Kraft. 


ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten die- 
sen Vertrag unterzeichnet und mit Siegeln versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 20. April 1977 in zwei Ur- 
schriften in deutscher Sprache. 

Für die Bundesrepublik Deutschland: 

Dr. Walter Gehlhoff 

Für die Republik Österreich: 

Dr. Winfried G r e d 1 e r 
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Denkschrift zum Vertrag 

1. Allgemeines 

Der Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Republik Österreich über den Verlauf 
der gemeinsamen Staatsgrenze im Grenzabschnitt 
„Dreieckmark-Dandlbachmündung" und in einem 
Teil des Grenzabschnittes „Scheibelberg-Bodensee" 
sowie über Befugnisse der Grenzkommission beruht 
auf Artikel 2 Abs. 2 Nr. 1 des Vertrages vom 
29. Februar 1972 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über die 
gemeinsame Staatsgrenze (BGBl. 1975 II S. 765) (im 
folgenden Grenzvertrag genannt). In diesem Grenz- 
vertrag ist vorgesehen, daß die beiden bisher noch 
gültigen Verträge aus dem Jahre 1765 für den 
Grenzabschnitt „ Dreieckmark-Dandlbachmündung “ 
durch einen neuen Vertrag ersetzt werden, dem ein 
für diesen Grenzabschnitt noch zu erstellendes 
Grenzurkundenwerk beizugeben ist. Die Verhand- 
lungen über diesen nun vorliegenden Staatsvertrag 
wurden zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich vom 18. bis 21. Juni 
1974 in Regensburg und vom 19. bis 22. November 
1974 in Innsbruck geführt; der Vertrag wurde am 
22. November 1974 in Innsbruck paraphiert und am 
20. April 1977 in Bonn von den Bevollmächtigten der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Österreich unterzeichnet. Das Land Bayern war an 
den Verhandlungen und am Abschluß des Staats- 
vertrages beteiligt. Die Entwürfe für das neue 
Grenzurkundenwerk waren von der „Gemischten 
österreichisch-bayerischen Grenzkommission“ wäh- 
rend ihrer Tätigkeit in den Jahren 1953 bis 1969 ver- 
faßt worden. Sie wurden in den Jahren 1971 bis 1973 
von Expertendelegationen beider Seiten fertigge- 
stellt. 

Wegen weiterer Einzelheiten vgl. die „Dokumenta- 
tion über die deutsch-österreichische Staatsgrenze" 
im Auftrag des Bayerischen Staatsministeriums der 
Finanzen verfaßt von Dr.-Ing. Hans Plößl, heraus- 
gegeben vom bayerischen Landesvermessungsamt 
München 1977. 


II. Besonderes 

Zu Artikel 1 ; 

Der Verlauf der Staatsgrenze im Grenzabschnitt 

„Dreieckmark-Dandlbachmündung" ist derzeit durch 

folgende Grundlagen bestimmt: 

a) Vertrag zwischen Ihrer kaiserlich-königlichen 
apostolischen Majestät und dem Fürstbischof 
von Passau „wegen reciprocirlicher Abtretung 
quoad ius suprematus einiger dies- und jenseiti- 
ger Landes-Bezirke" vom 25. Oktober 1765; 

b) Beschreibung der neuen Landesgrenz-Ausmar- 
kung zwischen dem Erzherzogtum Österreich ob 
der Enns und dem Hochstift Passau vom 21. No- 
vember 1765; 


c) Plan und Beschreibung der Landesgrenze zwi- 
schen Oberösterreich und Bayern aus dem Jahre 
1910, genehmigt mit dem Protokoll vom 
16./20. Oktober 1911 der Hoheitskommission 
behufs endgültiger Festsetzung der bayer.-österr. 
Reichsgrenze zwischen den Bezirksämtern Wolf- 
stein und Wegscheid und dem politischen Bezirk 
Rohrbach vom sog. Dreieckmark auf dem Plök- 
kenstein bis zur Einmündung des Dandlbaches in 
die Donau einschließlich der dem Plan und der 
Beschreibung zugrundeliegenden Handrisse und 
Koordinatenverzeichnisse. 

Die unter Buchst, c genannte Dokumentation, deren 
staatsvertragliche Sanktionierung der Erste Welt- 
krieg verhinderte, bildete — mit Ausnahme der 
noch bei Artikel 2 im einzelnen zu behandelnden 
22 Grenzänderungsstrecken — die Grundlage für 
das neue Grenzurkundenwerk. 

Der gegenständliche Grenzabschnitt bleibt weiter- 
hin in die Sektionen I bis III unterteilt. Auch die 
Numerierung der Grenzzeichen wurde grundsätzlich 
nicht verändert. 

Im neuen Grenzurkundenwerk wird der Verlauf der 
Staatsgrenze durch eine Grenzbeschreibung, das 
Koordinatenverzeichnis der Grenzzeichen und durch 
die Grenzkarte im Maßstab 1 : 2000 bestimmt. 

Zu Artikel 2: 

Durch die nunmehr festgelegte Grenzziehung im 
Artikel 1 werden Gebietsteile im Ausmaß von je 
3 234 m- zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Österreich ausgetauscht. Es han- 
delt sich um Fälle, in denen entweder Veränderun- 
gen auf Grund von künstlichen Verlegungen des 
Gewässers eingetreten sind oder der Verlauf der die 
Staatsgrenze bildenden Gewässer unklar geworden 
ist. Die Änderungsfälle sind in den dazugehörigen 
Flächenverzeichnissen ausgewiesen. 

Zu Artikel 3 Abs. 1, 2 und 3: 

Die Gebietsteile, die auf Grund des vorliegenden 
Staatsvertrages vom Staatsgebiet des einen Ver- 
tragsstaates dem Staatsgebiet des anderen Vertrags- 
staates zufallen, sollen — von einer noch zu behan- 
delnden Ausnahme abgesehen — auch in dessen 
Eigentum übergehen. Durch die vorgesehene Vor- 
gangsweise wird jeder Seite die Möglichkeit gege- 
ben, die übernommenen Gebietsteile den interessier- 
ten Eigentümern der angrenzenden Grundstücke zu 
übereignen. Im Ergebnis würde damit die günstigste 
Lösung erreicht, nämlich, daß das Eigentum der An- 
rainer an der Staatsgrenze endet. 

Nach Absatz 2 Satz 2 wird ein Gebietsteil mit dem 
Flächenausmaß von 642 m^ nur in die territoriale 
Souveränität, nicht aber auch in das Eigentum der 
Bundesrepublik Deutschland übergehen, weil er 
allein dem vollständigen Gebietsausgleich dient und 
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denselben Eigentümer hat wie das auf österreichi- 
scher Seite angrenzende Grundstück. Mit dem 
Eigentum sollen auch andere private Rechte an dem 
in Rede stehenden Ausgleichsgebiet unberührt blei- 
ben. Da über diesen Grundstücksteil auf Grund 
einer im Grundbuch eingetragenen Dienstbarkeit 
eine Starkstromleitung der Bayernwerk AG führt, 
wurde diese Dienstbarkeit im Vertrag ausdrücklich 
für unberührt erklärt. 

Nach Artikel 3 Abs. 3 Satz 1 sollen alle bisherigen 
privaten Rechte an den dem anderen Vertragsstaat 
zufallenden Gebietsteilen erlöschen; dies gilt vor 
allem auch für Pfandrechte und andere dingliche 
Rechte (wie z. B. Dienstbarkeiten), aber auch für 
Pachtrechte und dergleichen. 

Was das Schicksal der öffentlichen Rechte betrifft, 
die an den dem anderen Vertragsstaat zufallenden 
Gebietsteilen bestehen, so wird nach einem allge- 
mein anerkannten Grundsatz des Völkerrechts, der 
überdies in Artikel 2 des Vertragsgesetzes für das 
Bundesrecht wiederholt wird, mit der Ausdehnung 
der territorialen Souveränität eines Vertragsstaates 
auf die ihm zufallenden Gebietsteile unmittelbar 
auch seine Rechtsordnung auf diese Gebietsteile 
erstreckt, während die Rechtsordnung des anderen 
Vertragsstaates ihre Geltung verliert. Damit er- 
löschen alle bisherigen öffentlichen Rechte, ohne 
daß es einer ausdrücklichen Vertragsbestimmung 
bedürfte. 

Die Bestimmungen des 2. und 3. Satzes in Absatz 3 
sollen einerseits verhindern, daß die von den Grenz- 
änderungen in ihren privaten Rechten betroffenen 
Personen (insbesondere die Eigentümer der an den 
Grenzänderungsstrecken liegenden Grundstücke) 
einen Schaden erleiden; andererseits sollen aber 
Entschädigungsansprüche dieser Personen gegen- 
über dem übernehmenden Vertragsstaat ausge- 
schlossen werden. Die früheren Eigentümer der 
Grundstücksteile, die von Deutschland nach Öster- 
reich übergehen, haben ihr Eigentum gegen Entgelt 
der Bundesrepublik Deutschland übertragen. 

Sämtliche auf Grund des Staatsvertrages an die Re- 
publik Österreich zu übertragenden Grundstücke 
stehen nunmehr im Eigentum der Bundesrepublik 
Deutschland und sind lastenfrei gestellt worden, so 
daß ein Schaden für die Inhaber von Rechten und 
Dienstbarkeiten an den übergehenden Grundstücken 
nicht eintreten kann. 

Zu Artikel 3Abs. 4: 

Da nach Absatz 3 alle Rechte an den Gebietsteilen 
erlöschen, die den Vertragsstaaten zufallen, sieht 
der Absatz 4 für die Wasserleitungs-, Wassernut- 
zungs- oder Fischereirechte eine Härteklausel vor. 
Danach wird sich der die Gebietsteile überneh- 
mende Vertragsstaat bemühen, daß derartige Rechte 
soweit erforderlich und möglich den früheren Nut- 
zungsberechtigten wieder eingeräumt werden. 

Zu Artikel 3 Abs. 5: 

Da nach dem bei den Absätzen 1 und 2 Gesagten die 
Republik Österreich um 624 m^ mehr an Grund zu 
eigen erwirbt als die Bundesrepublik Deutschland, 


ist es notwendig, dafür einen Ausgleich in Geld vor- 
zunehmen. Der vereinbarte Betrag von 1 000 DM 
entspricht den Preisen, die für Grundstücke von 
gleicher Lage und Beschaffenheit ortsüblich sind. 

Zu Artikel 4: 

Die derzeit für den Grenzabschnitt „Scheibelberg- 
Bodensee" noch geltende „Revidierte Beschreibung 
der Landesgrenze zwischen der gefürsteten Graf- 
schaft Tirol mit Vorarlberg und dem Königreich 
Bayern" (Beilage E des Ergänzungsvertrages vom 
16. Dezember 1850 zum österreich-bayerischen 
Grenzberichtigungsvertrag vom 30. Januar 1844) be- 
sagt, daß die Staatsgrenze im Inn zwischen Kufstein 
und Windshausen vom Talweg dieses Flusses ge- 
bildet wird. Hingegen wird in den tabellarischen 
Vermarkungsoperaten (Beschreibung der Landes- 
grenze zwischen Tirol und Vorarlberg und dem 
Königreich Bayern) über die erste und die zweite 
Sektion des Grenzabschnittes „Sdieibelberg-Boden- 
see" die Mitte des Innflusses für maßgebend erklärt. 
Außerdem bestimmt Artikel 14 des Grenzberichti- 
gungsvertrages von 1844 allgemein, daß bei allen 
Flüssen und Bächen des regulierten Grenzzuges die 
Mitte der grenzbestimmenden Flüsse oder Bäche als 
Talweg zu versehen ist. 

Zur Klarstellung wurde nunmehr für die Grenz- 
strecke des Inns zwischen Kufstein und Windshau- 
sen festgestellt, daß unter dem Begriff „Talweg" die 
kontinuierlich verlaufende Verbindungslinie der 
tiefsten Punkte der Flußsohle zu verstehen ist. Da- 
durch ist sichergestellt, daß die Grenzlinie nicht die 
Schotterbänke des Inns schneidet und dadurch die 
ungestörte Schottergewinnung durch beide Ver- 
tragsstaaten behindert. 

Nach einem allgemein anerkannten Grundsatz des 
Völkergewohnheitsrechts folgt die durch einen 
Wasserlauf bestimmte Grenze den allmählich natür- 
lichen Veränderungen des Wasserlaufes, soweit 
nicht staatsvertraglich etwas anderes festgelegt ist. 
In der zur Debatte stehenden Inngrenzstrecke ist 
aber wegen der Eigenart des Flußbettes und der 
Wasserführung sowie wegen der Ausbaggerungen 
nicht immer eindeutig zu klären, ob eine Verände- 
rung des Talweges als allmählich natürliche, als 
plötzlich natürliche oder als künstliche anzusehen 
ist. Zur Vermeidung solcher Unklarheiten soll daher 
die Staatsgrenze jeglichen Veränderungen des Tal- 
weges im Inn folgen, soweit dieser innerhalb der 
Flußsohle verbleibt, wie sie in dem Vertrag als An- 
lage 5 beigeschlossenen Plan im Maßstab 1 : 5000 
festgelegt ist. Damit ist sichergestellt, daß die 
Staatsgrenze nur solchen natürlichen und künst- 
lichen Veränderungen folgt, welche die derzeit be- 
stehenden Flußdämme unberührt lassen (Artikel 4 
Abs. 3). 

Zu Artikel 5: 

Hier wird ausgesagt, daß die im Artikel 1 angeführ- 
ten drei Grenzdokumente (Anlagen 1 bis 3), die zu- 
sammen das Grenzurkundenwerk für den Grenzab- 
schnitt „Dreieckmark-Dandlbachmündung" bilden, 
weiter die im Artikel 2 genannten 25 Situations- 
pläne über die in diesem Grenzabschnitt auszutau- 
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sehenden Gebietsteile samt Flächenverzeichnissen 
(Anlage 4) und schließlich der dem Artikel 4 bei- 
gegebene Plan des Teilabschnittes „Inn" (Anlage 5) 
Bestandteile des gegenständlichen Vertrages sind. 

Zu Artikel 6: 

Hier wird — wie im Artikel 34 Abs. 2 des Grenz- 
vertrages — der übereinstimmende Wille der beiden 
Vertragsstaaten festgehalten, daß durch das neue 
Grenzurkundenwerk für den Grenzabschnitt „Drei- 
eckmark-Dandlbachmündung" der bei Inkrafttreten 
des vorliegenden Vertrages in diesem Grenzab- 
schnitt geltende Staatsgrenzverlauf — abgesehen 
von den in den Situationsplänen (Anlage 4) darge- 
stellten Grenzänderungsstrecken — nicht geändert 
werden soll. Denn es darf nicht übersehen werden, 
daß auch in einem modernen Grenzurkundenwerk 
fehlerhafte Abweichungen von der geltenden 
Staatsgrenze nicht zur Gänze ausgeschlossen wer- 
den können. Für den Fall der Feststellung solcher 
Fehler haben sich die Vertragsstaaten verpflichtet, 
Verhandlungen mit dem Ziel einer entsprechenden 
Änderung des Grenzurkundenwerks aufzunehmen. 

Zu Artikel 7: 

Die nach Artikel 19 des Stammvertrages bestellte 
Grenzkommission, der in der Hauptsache die Ver- 
messung und Vermarkung der deutsch-österrei- 
chischen Staatsgrenze obliegt, soll durch den vor- 
liegenden Vertrag ermächtigt werden, erforder- 
lichenfalls den Regierungen der Vertragsstaaten 
Grenzänderungen vorzuschlagen. Die Erfahrungen 
haben gezeigt, daß die Kommission immer wieder 
mit Fragen von Grenzänderungen befaßt wird. Dazu 
kommt, daß diese Kommission alle vermessungs- 
technischen Unterlagen über den geltenden Grenz- 
verlauf besitzt und damit am ehesten in der Lage 
ist, zweckentsprechende Grenzänderungsvorschläge 
zu erstatten oder die Zweckmäßigkeit und Durch- 
führbarkeit der von anderen Stellen gemachten Vor- 
schläge in der Örtlichkeit abzustecken und bei den 
auszutauschenden Gebietsteilen einen exakten 
Flächenausgleich zu ermitteln. 

Zu Artikel 8: 

Dieser Artikel soll klarstellen, daß die Bestimmun- 
gen des Grenzvertrages auch für den Grenzabschnitt 
„Dreieckmark-Dandlbachmündung" und für den 
Teilabschnitt „Inn" des Grenzabschnittes „Schei- 
belberg-Bodensee" trotz der Neuregelung des 
Grenzverlaufes unberührt bleiben. Dies gilt insbe- 
sondere für Artikel 4 Abs. 3 des genannten Ver- 
trages, wonach die Staatsgrenze, soweit sie im 
Grenzabschnitt „Dreieckmark-Dandlbachmündung" 
durch die Mitte des Wasserlaufes bestimmt wird, 
dieser bei allmählichen natürlichen Veränderungen 
des Wasserlaufes folgt. 

Eine Änderung des Grenzvertrages tritt nur inso- 
weit ein, als die in seinem Artikel 6 Abs. 1 festge- 
legte Verpflichtung der Vertragsstaaten, die Grenz- 
gewässer nach Möglichkeit in ihrer bei Inkrafttreten 
des Grenzvertrages gegebenen Lage zu erhalten 
(1. Oktober 1975), bei den Gewässern, in die durch 
Artikel 1 Abs. 1 des vorliegenden Vertrages die 


Staatsgrenze erst verlegt wird, naturgemäß auf den 
Zeitpunkt bezogen werden muß, in dem dieser Er- 
gänzungsvertrag in Kraft tritt. 

Zu Artikel 9: 

Artikel 32 des Grenzvertrages bestimmt, auf welche 
Weise Meinungsverschiedenheiten über die Aus- 
legung und die Anwendung jenes Vertrages beizu- 
legen sind. Insbesondere ist die Bildung eines 
Schiedsgerichts für die Streitfälle vorgesehen, die 
nicht durch die Regierungen der beiden Vertrags- 
staaten beigelegt werden können. Diese Bestimmun- 
gen sollen auch angewendet werden, wenn über die 
Auslegung und die Anwendung des vorliegenden 
Vertrages Meinungsverschiedenheiten entstehen. 

Zu Artikel 10: 

Der gegenständliche Vertrag betrifft — mit Aus- 
nahme seines Artikels 7 — unmittelbar den Verlauf 
der deutsch-österreichischen Staatsgrenze im Grenz- 
abschnitt „Dreieckmark-Dandlbachmündung" und 
im Teilabschnitt „Inn" des Grenzabschnittes „Schei- 
belberg-Bodensee" und den im erstgenannten Grenz- 
abschnitt vereinbarten Gebietsaustauch. Er muß 
daher für unkündbar erklärt werden, weil sonst im 
Falle seiner Kündigung vor allem völlige Unklarheit 
und Unsicherheit über die weitere Anwendbarkeit 
der neuen Grenzdokumente und damit auch über 
den Verlauf der Staatsgrenze in den gegenständ- 
lichen Grenzabschnitten entstünden (vgl. auch die 
analogen Bestimmungen im Artikel 33 des Grenz- 
vertrages). Hingegen soll Artikel 7, der die Befugnis 
der Grenzkommission, Grenzänderungen vorzu- 
schlagen, enthält, ipso iure außer Kraft treten, wenn 
der die Bestellung und den Aufgabenbereich der 
Grenzkommission regelnde Artikel 19 des Grenzver- 
trages außer Kraft tritt. 

Zu Artikel 11 : 

Der vorliegende Vertrag bewirkt durch seinen Ar- 
tikel 1 bestimmte, im Artikel 2 und in der Anlage 4 
ausgewiesene Grenzänderungen im Grenzabschnitt 
„Dreieckmark-Dandlbachmündung" und in seinem 
Artikel 4 eine Klarstellung des Grenzverlaufes im 
Teilabschnitt „Inn" des Grenzabschnittes „Scheibel- 
berg-Bodensee". Die damit in Widerspruch stehen- 
den Bestimmungen älterer Verträge müssen daher 
ihre Gültigkeit verlieren. Die beiden hauptsächlich 
berührten Vereinbarungen, die den Grenzverlauf im 
Grenzabschnitt „Dreieckmark-Dandlbachmündung" 
betreffen, sind angeführt. 

Zu Artikel 12: 

Diese Bestimmung enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 13: 

Der Vertrag bedarf der Ratifikation (Absatz 1). Im 
Absatz 2 wurde der Zeitraum zwischen dem Aus- 
tausch und dem Inkrafttreten des Vertrages so 
reichlich bemessen, daß er und seine fünf Anlagen 
noch vor dem Inkrafttreten bekanntgemacht werden 
können. 
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